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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Fraktion der SPD eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zur Ausweitung der Rechte der Jugendvertretungen 
und zur Weiterentwicklung in Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
— Drucksache 10/4520 (neu) — 


A. Problem 

Die Zahl der für die Wahl von Jugendvertretungen nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz und dem Personalvertretungsge- 
setz wahlberechtigten jugendlichen Arbeitnehmer ist in den 
letzten Jahren ständig zurückgegangen. Die wichtigsten Ursa- 
chen dieser Entwicklung sind 

— Verlängerung der allgemeinen Schulbildung, die zu einer 
Erhöhung des Eintritts alters der Jugendlichen in den Be- 
trieben führt, 

— Ausbau der Vollzeitberufsschulen und des Berufsgrundbil- 
dungsjahrs, 

— Rückgang der Beschäftigung Jugendlicher ohne Ausbil- 
dung. 

Diese Entwicklung hat dazu geführt, daß die Zahl der Jugend- 
vertreter von rund 12 000 im Jahr 1978 auf nur noch rund 7 000 
im Jahr 1984 zurückgegangen ist. Die Probleme der unter 
18jährigen Jugendlichen und der über 18jährigen in Ausbil- 
dung sind im wesentlichen gleich. Deshalb ist es ein unhaltba- 
rer Zustand, daß die Jugendvertretungen in den Betrieben 
und Dienststellen nur für einen Teil der Auszubildenden spre- 
chen können. 
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B. Lösung 

Die Jugendvertretungen werden zu Jugend- und Auszubilden- 
denvertretungen ausgebaut. Damit wird die wirksame Interes- 
senvertretung von Jugendlichen in Betrieben und Dienststel- 
len wiederhergestellt. Die Rechte der Jugend- und Auszubil- 
dendenvertretungen werden gestärkt; ihr Status, insbeson- 
dere ihre Zuordnung zum Betriebsrat/Personalrat, soweit vor- 
handen, bei der Vertretung der Belange junger Arbeitnehmer 
bzw. Auszubildender gegenüber dem Arbeitgeber, bleibt unbe- 
rührt. Der Betriebsrat/Personalrat bleibt die zentrale Interes- 
senvertretung aller Arbeitnehmer im Betrieb/in der Dienst- 
stelle. 

Mehrheitsbeschluß 

Der Gesetzentwurf wurde mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen 
der Mitglieder der Fraktion der SPD abgelehnt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Aus- 
weitung der Rechte der Jugendvertretungen und zur Weiterentwicklung in 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen — Drucksache 10/4520 (neu) — abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 5. November 1986 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Glombig Dreßler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dreßler 


1. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 207. Sitzung 
am 20. März 1986 den von der Fraktion der SPD ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ausweitung 
der Rechte der Jugendvertretungen und zur Weiter- 
entwicklung in Jugend- und Auszubildendenvertre- 
tungen — Drucksache 10/4520 (neu) — dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung federführend, 
dem Innenausschuß und dem Ausschuß für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Innenausschuß empfiehlt mit Mehrheit gegen 
die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD, 
den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit empfiehlt ebenfalls mehrheitlich gegen 
die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD, 
den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner 107. Sitzung am 1. Oktober 1986 die Beratun- 
gen des Gesetzentwurfes auf genommen und in sei- 
ner 113, Sitzung am 5. November 1986 abgeschlos- 
sen. Er ist dabei mit der Mehrheit der Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD den 
Empfehlungen der mitberatenden Ausschüsse ge- 
folgt. 

II. Ziel und Inhalt des Gesetzentwurfs 

Da sich die Zahl der wahlberechtigten jugendlichen 
Arbeitnehmer in den letzten Jahren ständig ver- 
ringert hat, muß die bisherige Jugendvertretung in 
eine Jugend- und Auszubildendenvertretung umge- 
wandelt werden. Die Ursachen für die Verringerung 
der Zahl der wahlberechtigten jugendlichen Arbeit- 
nehmer liegt in der Verlängerung der allgemeinen 
Schulbildung, die zu einer Erhöhung des Eintrittsal- 
ters der Jugendlichen in den Betrieb führt, im Aus- 
bau der Vollzeitberufsschulen und des Berufs- 
grundbildungsjahres sowie im Rückgang von Be- 
schäftigungsmöglichkeiten von Jugendlichen ohne 
Ausbildung. 

Der Gesetzentwurf will daher die Voraussetzungen 
zur Bildung einer Jugend- imd Auszubildendenver- 
tretung dahin gehend erweitern, daß in allen Betrie- 
ben/Dienststellen mit mindestens fünf jugendli- 
chen Arbeitnehmern, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben oder die sich als Auszubil- 
dende in einer beruflichen Ausbildung befinden 
und das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
eine Jugend- und Auszubildendenvertretung ge- 
wählt wird. Der Status der Jugend- und Auszubil- 
dendenvertretung, insbesondere ihre Unterordnung 


unter den Betriebsrat/ Personalrat bei der Vertre- 
tung der Belange junger Arbeitnehmer bzw. Auszu- 
bildender gegenüber dem Arbeitgeber, bleibt dabei 
unberührt. Der Betriebsrat/ Personalrat bleibt die 
zentrale Interessenvertretung aller Arbeitnehmer 
im Betrieb bzw. in der Dienststelle. 

Die Rechte der Jugendvertretung sollen jedoch aus- 
gebaut und konkretisiert werden. Dabei soll sie 
auch in die Lage versetzt werden, bestimmte 
Rechte selbständig wahrzunehmen, wie z. B. die Be- 
gehung der Ausbildungs- und Arbeitsplätze Jugend- 
licher und die damit zusammenhängende Überwa- 
chung der Bestimmungen, die zugunsten der Ju- 
gendlichen gelten. Die zu ihrer Berufsausbildung 
beschäftigten volljährigen Arbeitnehmer sollen das 
Wahlrecht zum Betriebsrat/ Personalrat beibehal- 
ten. Damit soll sichergestellt werden, daß sie ebenso 
wie die übrigen volljährigen Arbeitnehmer auf die 
personelle Zusammensetzung des Betriebsrats/Per- 
sonalrats, der allein über Mitwirkungs- und Mitbe- 
stimmungsrechte auch in Ausbildungsfragen ver- 
fügt, Einfluß nehmen können. 

III. Zu den Beratungen im Ausschuß 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD haben darauf 
hingewiesen, der Gesetzentwurf sei, da Handlungs- 
bedarf bestehe, rechtzeitig vorgelegt worden. Die 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP erklärten zwar, 
eine Rechtsänderung sei erforderlich, hätten jedoch 
die rechtzeitige Behandlung im Deutschen Bundes- 
tag verzögert, um über die inzwischen stattgefunde- 
nen Wahlen zu den Jugendvertretungen hinwegzu- 
kommen. Offensichtlich fehle es innerhalb der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP an einem über- 
einstimmenden Willen, die verbal erklärte Notwen- 
digkeit, das geltende Recht zu ändern, auch umzu- 
setzen. Damit sei tausenden junger Menschen die 
Chance genommen worden, sich an einer demokra- 
tischen Entscheidung über ihre Vertretung am Ar- 
beitsplatz zu beteiligen. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP stimmten in der Problemanalyse des Gesetz- 
entwurfes und den Lösungsansätzen im Grundsatz 
mit der Fraktion der SPD überein. Sie hielten je- 
doch die Erklärungen der Fraktion der SPD hin- 
sichtlich der rechtlichen Stellung der Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen für widersprüchlich. 
Die Forderung, die Rechte der Jugend- und Auszu- 
bildendenvertretungen auszubauen und zu konkre- 
tisieren, führe zu einem Sonderstatus. Damit werde 
die einheitliche Interessenvertretung aufgelöst. Die 
ungeklärte Regelung des Doppelwahlrechts für Ju- 
gendvertretung und Betriebsrat bei volljährigen 
Auszubildenden widerspreche der Begründung zum 
Gesetzentwurf, wonach der Betriebsrat/ Personalrat 
die zentrale Interessenvertretung aller Arbeitneh- 
mer(innen) bleiben solle. Dieses Problem sei zu 
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schwerwiegend, als daß es nun in einem Eilverfah- 
ren kurz vor Abschluß der Wahlperiode behandelt 
werden könne. Es bedürfe sorgfältiger Beratung in 
der kommenden Wahlperiode; dies werde im Zu- 
sammenhang mit der Novellierung des Betriebsver- 
fassungsrechts geschehen. Wenn die Fraktion der 
SPD wirklich an einer rechtzeitigen Rechtsände- 
rung interessiert gewesen wäre, hätte sie ihre Vor- 
schläge im Zusammenhang mit dem Entwurf eines 
Gesetzes zum Ausbau und zur Sicherung der be- 
trieblichen Mitbestimmung eingebracht. 


Hierzu erwiderten die Mitglieder der Fraktion der 
SPD, die Fraktionen der CDU/CSU und FDP hätten 
trotz ihrer angeblich grundsätzlichen Übereinstim- 
mung mit dem Gesetzentwurf keinen Versuch un- 
ternommen, einen Kompromiß zu erzielen. Obwohl 
die Fraktion der SPD immer ihre Kompromißbe- 
reitschaft signalisiert habe, seien Änderungsan- 
träge mit dem Ziel einer einvernehmlichen Rege- 
lung ausgeblieben. Dies belege, daß es keine ernst- 
hafte Absicht gegeben habe, zu einer Rechtsände- 
rung zu kommen. 


Bonn, den 27. November 1986 


Dreßler 

Berichterstatter 
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